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Sanfte irnmassage 
U nterstützt von d er Bundesverwaltung un d links-grünen Parteien, dürfen Hilfswerke un d 
Menschenrechtsgruppen in Klassenzimmern lobbyieren. Der neue Lehrplan 21 ist eines ihrer 
Instrumente. Die Kosten tragen die Steuerzahler. Von Lucien Scherrer 
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Unterriclttsstojf: Greenpeace-Aktion gegen das AKW Beznau am s. M ar z 2014. 

Wer Gutes tut, dem wird geholfen: Nach 
diesem Grun,dsatz werden religiiise Würden
trager sei t Jahrhunderten vom S taa t genahrt, 
damít sie die Bevéilkerung in ihrem Sinne 
unterweisenkéinnen. Heute gilt dieses Prinzip 
für dne neue Gruppe von Missionaren, die 
Gutes tun: Aktivisten von Hilfswerken,, 
Umwelt- und Menschenrechtsgruppen wie 
Caritas, Flüchtlingshilfe, B ro t für alle, Green
peace oder Amnesty International- sozial en
gagierte Nichtregierungsotganisationen 
(NGOs), die im Chor mit Grünen und Sozial- · 
demokraten nach mel1r Entwicklungshilfe, 
mehr Sozialstaat, weniger Atometiergie und 
nach einer «menschlicheren» (sprich: laxeren) 
Asylpolitik rufen. ; 

Gemass einer kürzlich von der NZZ veréif
fentlichten Lobbyistenliste des Parlaments 
sitzen Dutzende Aktivisten von WWF, Green
peace, Amnesty International, Swissaid oder 
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Alliance Sud als «Beobachter» in den Raten
und zwar fast ausschliesslich dank Einladun-. ' . 
gen von SP- und GP-Vertretern. Obwohl poli- · 
tisch alles dndere als neutral, werden diese 
NGOs - sie selber bevorzugen die Bezeich
nung«Zivilgesellschaft», als o b sie universelle 
Anliegen vertreten würden -,vori d er Bundes
verwaltung nach Kraften geféirdert, zum Teil 
auch mit Millionen von Franken aus der 
Staatskasse gemastet. 

Staatlich finanzierte Speiseplane 

G ena ue Zahlen gibt e s keine, denn d er Bundes
rat hat es bis heut!Z versaumt, einen Bericht 
über «Formen un d Aus mas s» d er NGO-F inan:. . 
zierung vorzulegen, obwohl er 2003 ein ent
sprechendes Postulat entgegengenommen hat. 
Si eh er ist: Allein di e Direktion für Entwicklung. 
un d Zusammenarbeit(Deza) verteilte 2012 über 
220 Millionen Franken an Hilfswerke wie Hei-

l 
•,1,111~ 

,I~NI), 

vetas ( 60,2 Mio.), Caritas (9,8 Mio.) undBrot für 
alle (5,1 Mio.).,Die Caritas etwa kassierte 2012 

insgesamt 27 Millionen Franken von der of
fentlichen Hand, .bei Gesamteinnahmen vón 
neunzig Millionen. Im Gegenzug hammert 
das Hilfswerk der BevOlkerung ein, dass es in 
der Schweiz «eine Million Armutsbetroffene» 
gebe, die dringend staatlich umsorgt werden 
müssten, mit Sozialhilfe un d mit von d er Cari
tas entwickelten, staatlich finanzierten Speise
planen. Der Bund verteilt somit Steuergelder, 
damit die Steuerzahler im Sinne der Em:pfân
ger erzogen werden. 

Dass es langst nicht ~ur darqm geht, armen 
Kindernin Afrika zu helfen, raumt det Bund 
in einem Deza-Bericht über die Zusammen
arbeit zwischen S taa t und N G Os freimütig ein: 
«Sie [die NGOs] spielen eine wichtige Rolle in 
der InfCÍrmation, Bildung und Sensibilisie
rung der Bevéilkerung.» Lãngst nicht alle 
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NGOs - etwa Amnesty International und 
Greenpeace - lassen sich mit Offentlichen 
Geldern füttern wie Caritas. Doch auch sie 
dürfen wegen ihrer angeblich wichtigen 
Funktion auf den Staat zahlen: Dieser ver
schafft ihren Aktivisten Staatsposten und 
Beschaftigungsprogramme, bezahlt ihnen 
fragwürdige Sensibilisierungsaktionen und 
Hisst sie in Schulzimmern missionieren, wie 
im Folgenden gezeigt wird. 

Grüner Religionsunterricht 
Geht es nach dem neuen Lehrplan 21, der die 
Lernziele in d en Deutschschweizer Schulen a b 
2015 vereinheitlichen soll, werden Schüler 
künftig viel mehr ki:innen als schreiben, rech
nen oder franzi:isische Verben konjugieren: Si e 
lernen «Vielfalt als Be~eicherung» kennen; si e 
.ki:innen «Diskriminierungen erkennen» und 
nehmen diese «nicht passiv hin»; sie wissen 
um di e «Auswirkungen von Rohstoffnutzung · 
und Energieverbrauch auf Mensch und 
Umwelt», und sie ki:innen «Menschenrechte 
erklaren un d sich dafür engagieren». 

Mit anderen Wor~en: Die Jugendlichen 
sollen die Schule als grüngefarbte Multikulti
und Menschenrechts-Aktivisten verlassen. E in 
Zufall ist das nicht, wie Lehrerverbands
prasiêlent Beat W.Zemp bei der Prasentation 
des Lehrplans im letztenJuni einraumte: Die 

. «Lobbys der Umweltverbande» und die 
«Akteure d er Entwicklungszusammenarbeit» 
hatten sich bei der Ausgestaltung des Plans 
e ben stark «engagiert», sagte er d er Presse. 

Tatsachlich ist die Hilfswerkprosa im Lehr
plan - der Fachbegriff daztllautet «Bildung 
für nachhaltige Entwicklung», kurz BNE -
nur der sichtbarste Gipfel einer langjahrigen 
Symbiose zwischen Staat und «Zivilgesell
schaft» in der Bildungspolitik. NGO weibeln 
seit dem Uno-Gipfel über Umwelt und Ent
wicklung von 1992 dafür, dass Schüler über 
Themen wie «Nord-Süd», «Rassismus», 
«alternative Energien», «Menschenrechte» 
o d er «fairer Handel» aufgeklart werden. 

Eine Allianz aus padagogischen Hochschu
len (PH), Schweizerischer Konferenz der kan e 

tonalen Erziehungsdirektoren (EDK) und V er
. waltung i:iffnete ihnen bereitwillig die Türen 
zu staatlichen Schul- und Lehrerzimmern. 
2007 hat di e EDK eigenmachtig entschieden, 
BNE im Lehrplan z u verankern. Di e PH bieten 
derweil Lehrgange in «Menschenrechts
bildung» an, die von ehemaligen Aktivisten 
vonAmnesty International konzipiert werden 
( dazu mehrin d er nachsten Weltwoche), únd si e 
bilden angehende Lehrer imKampf gegen den 
Klimawandel aus. 

Ende der 9oer Jahre hat die Bundesver
waltung ebenso eigenm~chtig beschlossen, 
staatlich finanzierte Stiftungen mit dér Prü
fung und dem Vertrieb von «nachhaltigem» 
Bildungsmaterial zu betrauen, das gri:issten
teils aus d er Küche von Hilfswerken kam. Ende 
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Verliingerter Arm: Zentralsekretar Schertenleib. 

2012 sind alle Bildungsstellen zur Stiftung 
«éducation 21» fusioniert worden, die in B em 
das Kompetenzzentrum ENE betreibt. Dieses 
verfügte im ktzten Jahr über ein Budget von 
6,8 Millionen Franken, wobei der Bund (Deza, 
BundesamtfürGesundheit)dieHauptlasttrug. 
Di e 41 Mitarbeiter sind damit de facto Staatsan
gestellte. Deren Aufgabe: Erarbeitung von 
Unterrichtshilfen, Unterstützung von Schulen 
un d PH bei d er Umsetzung d er L~hrplanziele. 

«Selbstverstandlich wollen und müssen wir 
politisch neutral sein», sagt Zentralsekretar 
Jürg Schertenleib (Monatslohn: zwischen 
9000 un d 11900 Franken), «<éducation ·21> ist 
eine padagogische Fachstelle.» Do eh «N eutra
litat>> ist bekanntlich eine Frage des eigenen 
Standpunktes. Denn nüchtern betrachtet ist 
«éducation 21» nichts weiter als ein verlanger
ter Arm der Umwelt- und Hilfswerklobby, di e 
mit Unterstützungder «neutralen» Stiftung 
ihre Propaganda in den Schulzimmern ver
breiten darf. 

Z u den BNE.!«Unterrichtshilfen», die «édu
cation 21» vermittelt, gehi:iren «Begegnungs
tage» un d Schulkurse von NGOs wie Carita~, 

. B ro t für alle, Amnesty International, WWF 
oder Greenpeace, wol'Jei die suggestiven Fra-

«NicT1t no eh e ine verflucllteRealíty STww!» 

gestellungen und Titel der Veranstaltungen 
keine Zweifel offenlassen, worum es geht: U m 
Indoktrinierung, nicht um Diskussion. Die 
Caritas etwa stellt Fragen wie: «Was lauft 
schief in der Entwicklungshilfe? Und warum 
brauchtes sie trotzdem», oder: «FairerHandel 

Gewissensberuhigung oder mehr?» 
Natürlich klart Caritas die. Schüler auch darü~ 
ber auf, dass «Armut in der reichen Schweiz» 
ein gravierendes Problem darstellt. Die Ener
giepolitik dagegen ist ein Fali für die «Profis» 
von Greenpeace, die den Schülern nach dem 
Motto: «Solar wunderbar!» weismachen, dass 
der Energiebedarf problemlos mit alternati
ven Stromquellen gedeckt werden ki:inne. 

Daneben lasst «éducation 21» Amnesty
Aktivisten den Schülern erklaren, was «Men
schenrechte» sind. Amnesty International ge
niesst dankjahrelangein Einsatz gegen Folter 
und Willkür zu Recht ein hohes internationa
les Ansehen. Doch in der Schweiz ist die Orga
nisation nichts weiter als eine politische Orga
nisation, die konsequent mit der Linken 
zusammenspannt. Mangels Aufgaben in 
ihrem Kerngebiet beschrankt sich Amnesty 

. International Schweiz darauf, im Namen der 
«Menschenrechte» nach einem Fürsorgestaat 
zu rufen, der alle «Flüchtlinge» willkommen 
heisst, Abtreibungen finanziert, Gesetze ge
gen «Diskriminierungen» erlasst und die Ur
teile des Europaischen Menschenrechtsge
richtshofes als unumsti:issliche Weisheiten 
betrachtet. La u t Amnesty-Sprecherin Alexan
dra Karle wurden im letzten Jahr rund 3000 
Schüler «sensibilisiert». Die Schulen zahlten 
dafür 100 Franken pro Stunde, in armeren Ge
meinden wurde «lediglich» um eine «kleine 
Spende» gebeten. 

Das Privileg, in Schulen zu missionieren, 
gilt bezeichnenderweise nur für NGOs, die 
bestimmte Glaubenssatze vertreten: Der 
i:iffentliche Verkehr ist gut, der Klimawandel 
menschengemacht, die Energiewende kein 
Problem, die Erste Welt schuld am Hunger in 
Afrika, die einheimische Bevi:ilkerung latent 
rassistisch. Die «Naturfreunde für Atom
strom», die Aktion für eine unabhangige und 

' neutrale Schweiz oder der Automobilclub der 
Schweiz sind in Klassenzimmern dagegen un
erwünscht . 

Denn Einseitigkeit ist bei «éducation 21» 
Programm. Auch die Lehrmittel, welche das 
staatliche «Kompetenzzentrum» den Schulen 
empfiehlt, sinc]. von Hilfswerksideologie 
durchtrankt. So wird in einer geplanten Lehr
plan-21-Lektion zum Thema Wasser pauschal 
behauptet, dass Fischer im Kaukasus wegen 
der dortigen Baumwollproduktion für den 
Westen hungerten. Dass die ausgetroclmeten 
Seen primar eih Erbe der sowjetischen Plan
wirtschaft sind, wird dagegen ausgeblendet. · · 
Ahnlich hol~schnittartig ist das von «éduca
tion 21» empfohlene Lehrmittel «Ich, Rassist?! 
Ich, Rassistin?l», das den Schülern rassistische 
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Schiiler «sensibilisiert>>: NGO-Sprecherin Karle. 

Vorurteile austreiben soll. Rassismus, so wird 
ihnensuggeriert, istein genuines Problem von 
Einheimischen, und wer sich nicht versieht, 
landet in den Fangen der Rechtsextremen, die 
angeblith überall ihr Unwesen treiben. Dass 
Schweizer Schüler an vielen Schulen eine Min
derheit sind und wegen ihrer Herlmnft von 
auslandischen Gsptindli gemobbt werden, ist . 
den Autoren offensichtlich nicht bekannt 
(schliesslich ist «Vielfalt» gemass Lehrplan 21 
immer «bereichernd» für die Schüler). Und 
wer bei «éducation 21» «Sensibilisierungs
material» über die Gefahren des Linksextre
mismus sucht, findet gar nichts. 

Chefkritiker der Asylpolitik 

Betrachtet man den Mitarbeiterstab von «édu
cation 21», ist das nicht sonderlich erstaunlich. 
Denn die staatlich besoldete Stelle ist ein Sam
melbecken für Lente, die für mehr Entwick
lungshilfe, mehr Sozialstaat, weniger Atom
strom und Iaxere Asylgesetze kampfen. Gleich 
mehrete Mitarbeiter sind Aktivisten der Grü
nen, vonHilfswerken odervon beiden, darunter 
Christoph Frommherz (Vizeprasident der Grü
nen Baselland und Mitglied des Vereins «Nie 
wieder Atomkraftwerke» ), Pierre Gigon (einAk
tivist von WWF und P ro Na tura) und Fabio Gu
arneri (WWF-Prasident und GP-Gemeinderat 
im Tessin). Marianne Gujer, Autorin des oben 
erwahntenBeitrags zum T h ema Wasser, sitztim 
Vorstand des Hilfswerks Terre des Hommes. · 

«Selbstverstandlich», meint Jürg Scherten
leib dazu, dürften sich seine «Mitarbeitenden 
in ihrer Freizeit politi~ch betatigen». Der 
«éducation 21»-Chef selber ist ein Parade
beispiel für die Vertlechtung von linker Fíilfs
werkslobby und Staat. von 1996 bis 2007 war 
er Funktionar der Schweizerischen Flücht-
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lingshiife (SFH), die unter anderem von Am
nesty International un d Caritas getragen wird 
und vom Bund jahrlich mit 3,7 Millionen 
Franken alimentiert wird. Als Sprecher und 
Chefjurist d er SFH war Schertenleib Chefkriti
ker der «unmenschlichen» Schweizer Asyl
politik, die er in Bundesrat Christoph Blocher 
(SVP) personifiziert sah. So kreierte er 2007 für 
seine Dnzfreunde in der SP-Parteileitung den 
Slogan «Abzotteln, SVPI», bevor er in die Bil
dungspolitik wechselte. 

Ne ben bei prasidiert der Aargauer seitJahren 
die Menschenrechtsorganisation Human
rights.ch, ei ne lan t Schertenleib «politisch neu
trale» NGO, die «Rassismusopfer» berat (meist 
Lente, die sich wegen «abschatzigen Blicken» 
und ahnlichen «Vorfâllen» diskriminiert füh
len), gegen die SVP und für den Vorrang profes
soralen Vêilkerrechts kampft. So setzt sich 
Humanrights.ch im Verein mit der Linken und 
anderen NGOs wie Amnesty International da
für ein, dass das Privatrecht durch «Antidiskri
minierungsgesetze» beschnitten wird; ebenso 
will man «disi{riminierende» Volksentscheide 
wie das Minarettverbot oder die Ausschaf
fungsinitiative aus der Verfassung Idppen. 

Schertenleib versichert gegenüber der 
Weltwoche, dass sein Engagement bei Human
rights.ch nichts mit seiner Tatigkeit bei «édu
cation21» zu tun habe. Doch wer auf der W e b
si te von «éducation 21» nach Begriffen wie 
«Menschenrechte» oder «Rassismus» sucht, 
stêisst unweigerlich auf Humanrights.ch. Und 
selbstverstandlich dürfen Organisationen, die 
mit Humanrights.ch zusammenarbeiten -
etwa die Gruppe «Gemeinsam gegen Gewalt 
und Rassismns», die mit Humanrights.ch ein 
«Beratungsnetz für Rassismusopfer» betreibt, 
dank <<éducation 21» Schulldnder gegen Ras
sismus «sensibilisieren». 

«D er Stiftungsrat v o n <éducation 21> istüber 
mein privates Engagement für Human
rights.ch informiert und sieht darin kein Pro
blein», versichert Schertenleib. Wic sollte es 
auch anders sein? Im Stiftungsrat von «éduca
tion 21>> sitzenneben Lehrergewerkschaftern 
ausschliesslich Leute, die Schertenleibs 
Ansichten teilen: Elisabeth Baume~Schneider 
(SP-Regierungsratin im Jura), Jean François 
Steiert (SP-Nationalrat und dort einst «Gêitti>> 
eines Lobbyisten vonPro Natura), Ka tia W ei bel 
(WWF) und Carlo Santarelli («Enfants du 
Monde>>). «Die neue Stiftung>>, sagte «éduca
tion 21»-Prasidentin Baume-Schneider nach 
d er en Gründung, «kann auf kompetente Mit
arbeiterinnen undMitarbeiter sowie aufwohl
wollende Geldgeber zahlen.» In der Tat: Die 
Steuerzahler sind grosszügige Gêinner, beson
ders, wenn sie nicht gefragt werden, ob sie 
zahlen wollen. 

Jn der nachsten Ausgabe: 
Wie sich di e NGO-Lobby mit einer <<unablüingigen 
Menschenrechtsinstanz» ein weiteres Machtinstrument 
und Beschãftigungsprogramm verschaffen will. 
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Subventionen 

Eigene Beweise 
W ohin die 17 Millionen für 
die «Gesundheitsforderung» 
:fiiessen. 

Eine sprudelnde Geldque1le für links
grüne NGOs aller Art ist di e Stiftung Ge
sundheitsfêirderung Schweiz, die sich 
dank Zwangsbeitragen der Versicherten 
<<für mellt Gesundheit und Lebensquali
tat» einsetzt. Letztes Jahr nahm die von 
SP- und CVP-Politikern dominierte Stif
tung 17 Millionen Franken ein, mit denen 
sie unter anderem die Caritas fütterte. So 
durfte das linke Hilfswerk, das die angeb
Iich grassierende <<Armut» in der Schweiz 
halbieren will, 745000 Franken in Em
pfalig nehmen für ein Projekt <<zur Fêirde
rung der Gesundheitskompetenz armuts
betroffener Menschen>>. 

Ein weiterer wichtiger Player im Kampf 
für gesunde Bürger ist die Fédération 
Fourchette verte: ein vomjurassischen SP
Politiker Michael Thentz geführter Verein, 
der sich im Bereich <<Verhaltensanderung 
vomEssen und beimLebensstil>> engagiert. 
Die <<Grüne Gabel» verteilt Labels an Res
taurants, die <<ausgewogene Mahlzeiten» 
anbieten, wobei allein die Entwicklung 
dieses Labels von d er StiftungGesundheits
fêirderung mit 250 ooo Franken alimen
tiert wurde. Weiter kassierte die <<Gabel» 
6ooooo Franken für die <<Entwicklung 

·eines Labels für ausgewogene Tagesme
nüs>> und 100 ooo Franken für ein <<Projekt 
zur Kennzeichnung von gesundem Fast
food für Jugendliche in d er Westschweiz>>. 

Daneben subventioniert die Gesund
heitsfêirderung Dutzende NGOs mit klei
ncrcn Bctragcn, daruntcr dcn «Club dcr 
Autofreien» in Zürich, d er für «emissions
freieMobilitat in d en Stadten» ldmpft mit 
<<hnmorvollen>> Strassentheatern, die Ju
gendliche «sensibilisieren» sollen. Der 
Nutzen solcher ideologisch motivierter 
Übungen ist natürlich nicht bewiesen: W e
d er fahren in Zürich mehr Jugendliche 
V elo, no eh gibt es in d er Romandieweniger 
Dicke. Die Gesundheitsfêirderer ficht das 
nicht an. Sie haben ihre eigenen <<Bewei
se». U m ihre Unverzichtbarkeit zu unter
mauern, haben sie eine Studie anfertigen · 
Iassen, die im letztenApril publiziertwur
de. Und siehe da: Eine Mehrheit der Be
fragten antwortete auf eine entsprechende 
Suggestivfrage, dass es klüger ware, mehr 
Geld für Pravention als für Behandlungen 
auszugeben. Anders ausgedrückt: Es m us s 
noch viel mehr Geld her. Lucien Scherrer 
-----~---- ----------
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